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1 Wirtschaftliche Lage 

1.1 Entwicklung im 2. Quartal 2016 

Im zweiten Quartal 2016 schließt der Betrieb mit einem positiven Ergebnis i.H.v. 6,307 
Mio. € bzw. einer Deckung von 112,52% ab. Dieses Ergebnis ist durch eine temporäre 
Überdeckung im Kernbereich i.H.v. rd. 5,9 Mio. € zurückzuführen. Dieser Überschuss 

wird spätestens zum Jahresende ausgeglichen. 

Der Gesamtaufwand liegt im ersten Quartal bei rd. 49,6 Mio. € und würde bei unverän- 
derter Entwicklung einen Jahresumsatz von rd. 100 Mio. € ergeben (Vorjahr rd. 82 Mio. 
€). Dieser Zuwachs ist durch die Flüchtlingsbetreuung verursacht. Nach aktuellem 

Stand wird eine weitere Erhöhung des Umsatzes jedoch nicht zu erfolgen, da der Zu- 
gang an UMF sich auf einem niedrigen Niveau eingependelt hat und der Bestand sich 
zu kostengünstigeren Folgemaßnahmen entwickelt und generell durch die Verteilung 
von UMA sinkt. 

Die Sonstigen Aufgaben (Hilfe nach §§ 27 ff und 41 SGB Vlll) schließen im zweiten 
Quartal bei den stationären und teilstationären Hilfen mit einem Überschuss i.H.v.460 
T€ ab. Im Bereich ambulanter Hilfen und der Sozia I raum pro je kte gab es aber bereits im 
ersten Quartal einen Verlust von rd. 66 T€, der sich im zweiten Quartal auf nur 72 T€ 
erhöht hat. Insgesamt schließt der Bereich der Sonstigen Aufgaben mit einem Über- 
schuss i.H.v. rd. 387 T€ ab. 

Als besonderes Problem stellt sich das Angebot für junge volljährige UMF dar, die man- 
gels eines verfügbaren Platzes in einem Jugendwohnangebot des LEB oder freier Trä- 
ger in umgewandelten Plätzen der Erstversorgungseinrichtungen im LEB nach 
§41 SGB Vlll betreut werden. Die Kostendeckung der ersten Monate liegt bei nur 
knapp 50%, weil das Angebot unterausgelastet ist. Der Bedarf ist schwer planbar. Aktu- 

ell zeichnet sich aber ein höherer Bedarf ab, da die Kapazitäten bei freien Trägern für 
diese Zielgruppe erschöpft zu sein scheint, aber eine hohe Anzahl der UMF in den Erst- 
versorgungseinrichtungen in den nächsten Monaten das 18 Lebensjahr vollenden wird. 

Zu Einzelergebnissen siehe Anlage 1. 

1.2 Jahresabschluss 2015 

Die Aufsicht führende Behörde hat dem testierten Jahresabschluss zugestimmt. 

1.3 Liquiditätslage 

Die Liquiditätslage stellt sich zum 30.06.2016 wie folgt dar: 
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Saldo Kasse Hamburg 15.568.455,96 € 

erwartete Zahlungseingänge, Forderungen/offene Posten 27.763.366,03 € 
erwartete Zahlungsausgänge, Verbindlichkeiten u. Vorauszah- 
lungen  -41.472.207,26 € 

Saldo 1.859.614,73 € 

Die zum Stichtag bestehenden zu erwartenden Zahlungseingänge beinhalten insbe- 

sondere Forderungen aus Kostenheranziehung gegenüber auswärtigen Kostenträgern. 

Die Verbindlichkeiten enthaiten zum 30.06.2016 insbesondere Verbindiichkeiten aus 
Kostenheranziehung auswärtiger Kostenträger, die an die BASFi nach Zahiungsein- 
gang abgeführt werden in Höhe von 30,6 Mio. EUR. Eine Abführung in Höhe von 2,8 
Mio. € erfoigte am 15.07.2016. 

2 Entwicklung der betrieblichen Strukturen und Leistungen 

2.1 Erst Versorgung unbegleiteter, minderjähriger Flüchtlinge 

Der Bück auf die iangfristige Entwickiung zeigt die im Juli 2014 einsetzende außerge- 
wöhnliche Zugangsdynamik mit einem steten Zuwachs von UMF in der Erstaufnahme 
und -Versorgung. Diese Dynamik hat sich seit Mai 2015 stetig verstärkt und hat im No- 
vember mit einem Bestand von 1557 Personen einen Höchststand erreicht. Seither geht 

der Bestand kontinuieriich zurück. Grund hierfür ist die Verteilung von neu ankommen- 
den UMA gern, bundesweiter Quotierung auf andere Bundesiänder bzw. Kommunen, 
aber auch die eingeschränkten Fluchtrouten. Aktuell (August 2016) ist der Stand vom 
Juli 2015 erreicht bzw. ieicht unterschritten: 

Inobhutnahme unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge 
im Landesbetrieb Erziehung und Beratung 

- Personen in der Erstaufname und Erstversorgung - 
[jeweils Stand am Monatsende, Stand letzter Monat Auswertungstag) 
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Die UMF kamen im aktuelien Jahr aus: 

• Afghanistan (42%) 

• dem nordöstiichen Afrika: Somalia, Eritrea (24%) 

• den nordafrikanische Mittelmeerländer: 8% 
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• Syrien, Palästina, Iran, Irak: 21% 

Das Verhältnis der männlichen zu den weiblichen UMF liegt stabil bei 91 %:9%. 

Die Platzkapazität in der Erstaufnahme und Erstversorgung wurde der Bedarfsentwick- 
lung sukzessive auf mittlerweile 988 Plätze angepasst, wobei noch immer zusätzlich zu 
dieser Kapazität Raumreserven in Höhe von 112 Plätzen bestehen, die aber in den 
nächsten Monaten abgebaut werden, wenn die Entwicklung weiter anhält. 

Im Rahmen des bundesweiten Verteilverfahrens hat Hamburg seine Aufnahmequote 
immer noch um rd. 640 Fälle übererfüllt. Dies liegt vor allem daran, dass Hamburg auch 
volljährig werdende UMF weiterhin in hoher Zahl in der Jugendhilfe nach § 41 SGB VIII 
betreut, während Kommunen anderer Länder hier äußerst geringe Fallzahlen aufwei- 
sen. Insoweit ist eine Strategie zur weiteren Anpassung an die Lage erforderlich, die der 
Aufsicht führenden Behörde noch im August 2016 vorgelegt werden wird. 

Die Wartezeit zwischen Aufnahme und realer Verteilung im bundesweiten Verteilverfah- 
ren liegt weiterhin bei durchschnittlich rd. 20 Kalendertagen. Das Verteilverfahren läuft 
zuverlässig und zügig. 

2.2 Entwicklung des sonstigen Einrichtungsbestandes (Hilfen zur Erziehung) 

Bei dem Vorhaben, die in der Inobhutnahme volljährig werdenden UMA zu versorgen, 
ist ein erster Schritt vollzogen worden. Soweit eine Hilfe nach § 41 SGB VIII mit Wohn- 
raumversorgung mit Vollendung des 18.Lebensjahres nicht in einem Angebot der Ju- 

gendhilfe realisiert werden kann, kommt eine Hilfe nach § 41 SGB VIII im Rahmen des 
Konzeptes „Hilfe für volljährige Flüchtlinge nach der Inobhutnahme“ des LEB in Be- 
tracht, und zwar 

• unter Fortsetzung des Aufenthaltes in einer Erstversorgungseinrichtung oder 

• in einer hierfür vorgesehenen ehemaligen Erstversorgungseinrichtung des LEB. 

Dieses Konzept ist bereits zum April 2016 mit der Umwandlung der Erstversorgungsein- 
richtung Cuxhavener Straße 186 in eine Nachfolgeeinrichtung umgesetzt werden. An 
zwei weiteren Standorten wurden 20 und 8 Plätze umgewandelt. 

Der Bedarf an Plätzen zur Inobhutnahme von Kindern im Alter von 6-12 Jahren ist nach 
wie vor hoch. Die mittlerweile 3 Einrichtungen des LEB, die sich auf diese Zielgruppe 
spezialisiert haben, sind immer ausgelastet. Es wird nach einer geeigneten Immobilie 
für weitere Plätze gesucht. 

2.3 Kinder- und Jugendnotdienst 

Der Kinder- und Jugendnotdienst hat sich nach dem Ende der verstärkten Flüchtlings- 
unterbringung wieder der Unterbringung Hamburger Kinder und Jugendlicher zuge- 
wandt. Die Aufnahmen sind zahlreich, insbesondere auch von sehr herausfordernden 

Fällen durch starke Delinquenz und psychische Störungen. Mit Unterstützung der 
Fachbehörde wurden Lösungen erarbeitet. Die Auslastung der Unterbringungshilfe lag 
in den letzten Jahren dauerhaft über 100% und damit weit höher als noch vor 2008 mit 
rd. 70%. Die Aufsicht führende Behörde hat daher eine Anpassung der Stellenausstat- 
tung zugestimmt, um das Personal zu entlasten und die Qualität der Arbeit sicherzustel- 
len. 

2.4 Einführung einer Software in den Jugendhilfeeinrichtungen 

Wie bereits in den letzten Berichten dargestellt wurde, hat die Geschäftsführung in Aus- 
sicht genommen, eine Standardsoftware für die Klientenverwaltung im gesamten LEB 

einzuführen. Der Auftragnehmer hat vereinbarungsgemäß im April 2015 eine erste Ver- 
sion geliefert, die in einem wichtigen Aspekt (Kommunikation über den outlook- 



Landesbetrieb 
Erziehung und Beratung Quartalsbericht 11/2016 Seite 4 

Exchange-Server bei Dataport) nicht getestet werden kann, weil Dataport entgegen ei- 
ner früheren Aussage einen Zugriff auf den Exchange-Server nicht zulässt. Die weiteren 
Module der Software werden aber parallel weiterentwickelt. 

Mit Dataport wurde bereits im Januar 2016 eine Vereinbarung über einen Prüfprozess 

durch einen Microsoft Consultant geschlossen, der mittlerweile auch angelaufen ist. 
Das Ergebnis liegt aber trotz einer Zielvereinbarung für Ende Juni 2016 noch nicht vor. 
Nach gegenwärtigen Stand besteht die Hoffnung, dass es eine Lösung zugunsten des 
LEB geben kann. Eine endgültige Entscheidung ist für September zu erwarten. 

Im LEB wird parallel an der Strategie gearbeitet, die Software ohne Kommunikations- 

modul einzuführen. Der Fertigstellungs- und Abnahmetermin wird sich daher auf Ende 
2016 verschieben. 

2.5 Betriebliches Wachstum 

Der Personalzuwachs seit 2014 hat dazu geführt, dass gern. § 19 (2) 1 Hamburgisches 
Personalvertretungsgesetz (HmbPersVG) ein neuer Personalrat zu wählen war. Der 
neue Personalrat Im LEB hat sich am 21.07.2016 konstituiert und besteht jetzt aus 13 
(vorher 11) Mitgliedern, von denen 3 (vorher 2) gern. § 50 HmbPersVG in die Freistel- 
lung gegangen sind. Die damit verbundenen höheren Kosten für die Interessenvertre- 

tung entziehen sich der Steuerungsmöglichkeit durch die Geschäftsführung. Mit dem 
Inkrafttreten des Hamburgischen Gleichstellungsgesetzes und der verpflichtenden Be- 
stellung von Gleichstellungsbeauftragten entstehen auch hier zusätzliche Personalkos- 
ten, die durch eine angemessene Freistellung von den originären Aufgaben entstehen. 
Auch die verpflichtende Aufstellung eines Glelchstellungsplanes sowie Teilnahme an 
entsprechenden überbehördllchen Arbeitskreisen ist mit zusätzlichen personellen Res- 

sourcen und damit Kosten vermacht, die sich ebenfalls einer Steuerung weitestgehend 
entziehen. 

3 Entwicklung Personalbestand und Maßnahmen im Personalwesen 

3.1 Entwicklung Personalbestand 

Im 3. Quartal wurden insgesamt 76 Einstellungen getätigt, davon 50 befristet, 32 davon 
entfielen auf den Erstversorgungsbereich. 

15 der Neueingestellten waren zuvor über ein Leiharbeitsverhältnis bereits im LEB ein- 
gesetzt. 

Den Neuzugängen standen im selben Zeitraum 22 Abgänge gegenüber. 

Die aktuelle Entwicklung Im Flüchtlingsbereich fordert den Betrieb und seine Beschäftig- 
ten weiter heraus. Während viele Teams und neue Führungskräfte selbst noch im Ein- 
arbeitungsprozess sind, stehen die Zeichen aufgrund der sinkenden Anzahl der zu be- 

treuenden jungen Flüchtlinge auf Abbau bzw. Umbau von Angeboten. Damit geht eine 
Verunsicherung vieler Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einher, insbesondere naturge- 
mäß unter den befristet Beschäftigten. 

Im übrigen Betriebsbereich konnten im zweiten Quartal einige vakante Leitungsfunktio- 
nen nachbesetzt bzw. entsprechende Auswahlverfahren erfolgreich abgeschlossen 
werden, dazu zählen: Verbundleltung Bergedorf, Leitung Betriebswirtschaft und Leitung 

Immobilienmanagement. Erfolglos blieben bislang die Nachbesetzungsbemühungen für 
die Leitung der Unterbringungshilfe und des Verbundes Mitte. 

Der statistische Personalbestand auf Basis des Hamburg weiten Berichtswesens (Pai- 
sy-Daten) hat sich seit 31.03.2016 von 931 auf 968 erhöht. Hinzu kommen 51 Beschäf- 

tigte, die sich im Sonderurlaub oder in Elternzeit befinden. 
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Besondere Ereignisse 

Am 29.Juli 2016 ist ein möglicher Fali eines schweren Betrugs offenbar geworden. Ei- 
nem Betrüger, dessen noch Identität unklar ist, ist es offenbar geiungen zu sein, über 
eine Scheinfirma fingierte bzw. nicht erfolgte Lieferungen im Bereich der Erstversor- 

gungseinrichtungen erfolgreich in Rechnung zu stelien. Die Vorgänge beziehen sich auf 
den Zeitraum Aprii 2016 bis Juli 2016 und haben einen voraussichtiichen Schadensum- 
fang von 39.417,12 €. Die Geschäftsführung hat nach Bekanntwerden umgehend ver- 
aniasst, dass 

• die Poiizei eingeschaitet wird, 

• noch ausstehende Rechnungen nicht bezahlt werden, 

• Fehlerquellen im Vorschriftenwesen und im individueilen Handeln der für die 
Rechnungsbearbeitung Verantwortlichen aufzudecken und Sofortmaßnahmen zu 
ergreifen (besondere Regeln für den betroffenen Geschäftsbereich). 

Wenn der Schaden feststeht, wird eine Regressprüfung vorgenommen. 

Klaus-Dieter Mülier 
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